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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für gewerblidien Reditsschutz und Urheberredit 

(17. Aussdiuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über die patentamtlichen Gebühren 

— Drud(sache 546 — 


A. Beridit des Abgeordneten Dr. Bücher: 

Mit dem Entwurf eines Gesetzes über die patent- 
amtlichen Gebühren schlägt die Bundesregierung 
eine nicht unerhebliche Erhöhung der bisherigen 
Gebührensätze vor. Diese sind — abgesehen von 
einem im Jahre 1953 eingeführten Zuschlag von 
20 V. H. — • seit dem Jahre 1926 im wesentlichen 
unverändert geblieben und stehen deshalb in ihrer 
bisherigen Höhe in keinem angemessenen Verhält- 
nis zu dem seit 1926 wesentlich gestiegenen allge- 
meinen Preisspiegel. 

Für das Ausmaß der Gebührenerhöhung sind im 
wesentlichen drei Gruppen zu unterscheiden: 

1. Der überwiegende Teil der Gebühren soll ledig- 
lich dem erhöhten Stand der Preise und Lebens- 
haltungskosten angepaßt werden. Zu dieser 
Gruppe gehören insbesondere die Patentjahres- 
gebühren, die die Haupteinnahmen des Patent- 
amts erbringen und für die der Entwurf im 
Durchschnitt eine Erhöhung auf einen Stand von 
etwa 167 v. H. gegenüber dem Stand von 1936 
vorsieht. 

2. Über diesen Stand hinaus sollen bestimmte Ver- 
fahrensgebühren erhöht werden, die nach den 
bisherigen Sätzen offensichtlich der Bedeutung 
und den Kosten der Verfahren, für die sie zu ent- 
richten sind, nicht gerecht werden. In diesen Ver- 
fahren, die in einer Besetzung von drei oder fünf 
höheren Beamten durchgeführt werden und 
einem gerichtlichen Verfahren stark angenähert 
sind, geht es in der Regel um Werte, denen 
gegenüber die Gebühren selbst in der im Ent- 
wurf vorgeschlagenen Höhe kaum ins Gewicht 
fallen. Geht man von dem Streitwert der Rechte 
aus, die Gegenstand dieser Verfahren sind, so 
liegen die vorgesdilagenen Gebühren immer noch 
ganz wesentlich unter den vergleichbaren Ge- 
richtsgebühren, die in einem Rechtsstreit über 
die Verletzung eines Patents, eines Gebrauchs- 
musters oder eines Warenzeichens zu entrichten 
sind. 


3. Über die Anpassung an den erhöhten Preisstand 
geht der Entwurf ferner bei den Gebühren hin- 
aus, die für den Schutz von Warenzeichen zu ent- 
richten sind. Dies erscheint deshalb gerechtfer- 
tigt, weil diese Gebühren in ihrer bisherigen 
Höhe einerseits der Bedeutung des Waren- 
zeichens nicht gerecht werden und andererseits 
in keinem angemessenen Verhältnis zu den Ge- 
bühren für die anderen gewerblichen Schutz- 
rechte stehen, die schon nach dem geltenden Ge- 
bührentarif mit erheblich höheren Gebühren be- 
lastet werden, als es der Entwurf für die Waren- 
zeichen vorsieht. Umgerechnet auf ein Jahr be- 
tragen die Warenzeichengebühren in den ersten 
zehn Jahren der Schutzdauer eines für zwei 
Warenklassen angemeldeten Zeichens 12, — DM 
und in den weiteren Jahren je 18, — DM. Mit 
einer solchen jährlichen Gebühr erscheint das 
einzelne Zeichen nicht unverhältnismäßig be- 
lastet. 

Den bei der vorgeschlagenen Gebührenerhöhung 
etwa auftretenden sozialen Bedürfnissen ist da- 
durch Rechnung getragen, daß neben gewissen 
Zahlungserleichterungen (Stundung, Erlaß), die 
bereits das geltende Recht vorsieht, für alle Ver- 
fahrensgebühren mit Ausnahme der Anmeldege- 
bühr das Armenrecht bewilligt werden kann. Le- 
diglich im Eintragungsverfahren für Warenzeichen 
kann das Armenrecht nicht beantragt werden; doch 
sind hier soziale Härtefälle kaum denkbar, da die 
Anmeldung eines Warenzeichens das Vorhanden- 
sein eines Geschäftsbetriebes voraussetzt. Hinzu 
kommt, daß nach dem geltenden Recht für die 
Verlängerungsgebühren eine weitgehende Stun- 
dungsmöglichkeit besteht. 

Anlaß der vorgeschlagenen Gebührenerhöhung 
ist die Notwendigkeit, den Haushalt des Patent- 
amts auszugleichen und damit dem Patentamt eine 
sichere Arbeitsgrundlage zu gewährleisten, die das 
Amt in die Lage versetzt, den Anforderungen der 
Erfinder und der Industrie in der Weise gerecht zu 
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werden, die das deutsche Patentwesen als eines 
der besten der Welt bekannt gemacht hat. Der 
Grundsatz, daß das Patentamt einen in Einnahmen 
und Ausgaben ausgeglichenen Haushalt benötigt, 
entspricht einer alten Tradition und findet seine 
Rechtfertigung darin, daß es nicht angeht, die All- 
gemeinheit der Steuerzahler mit Kosten zu be- 
lasten, deren Aufwendung jedenfalls unmittelbar 
nur der am gewerblichen Rechtsschutz interessier- 
ten Wirtschaft zugute kommt. Dieser Grundsatz ist 
auch von den in Betracht kommenden Kreisen an- 
erkannt worden. 

Soweit die künftige Entwicklung der Haushalts- 
tage des Patentamts bereits heute überblickt wer- 
den kann, ist mit der vorgeschlagenen Gebühren- 
erhöhung die Arbeits- und Leistungsfähigkeit des 
Patentamts auf der Grundlage des vom Patent- 
amt für notwendig gehaltenen Personalbestandes 
gewährleistet. Andererseits hält sich die vorge- 
schlagene Gebührenerhöhung in einem Rahmen, 
der unangemessene Überschüsse nicht erwarten 
läßt. Ein gewisser Einnahmenüberschuß wird dem 
Patentamt seit jeher zugebilligt, da es diesen als 
Reserve zum Ausgleich etwaiger konjunktureller 
Schwankungen benötigt. Dieser Einnahmenüber- 
schuß wird sich jedoch auf Grund der vorgeschlage- 
nen Gebührenerhöhung erst in den nächsten Jahren 
infolge eines langsamen Ansteigens der Einnahmen 
aus den Patentjahresgebühren allmählich ergeben. 

Nachdem der Regierungsentwurf vom Bundesrat 
im ersten Durchgang einstimmig gebilligt worden 
war, wurde er in der ersten Lesung des Bundes- 
tages am 25. Juni 1954 dem Ausschuß für gewerb- 
lichen Rechtsschutz und Urheberrecht überwiesen. 
Der Ausschuß hat die vorgeschlagene Gebühren- 


erhöhung an Hand von Unterlagen über den Haus- 
halt des Patentamtes, die er von der Bundesregie- 
rung angefordert hat, eingehend erörtert. Er hat 
insbesondere auch die von einzelnen Organi- 
sationen vorgetragenen Bedenken gegen die Er- 
höhung gewisser Gebühren geprüft und ist über- 
einstimmend zu dem Ergebnis gelangt, daß diese 
Bedenken sachlich nicht gerechtfertigt sind. 

Lediglich bei den Übergangsvorschriften (vgl. 
die Gegenüberstellung in der Anlage) hat der Aus- 
schuß gegenüber dem Vorschlag des Regierungs- 
entwurfs eine Herabsetzung der Patentjahresge- 
bühren beschlossen, die für einen vor dem In- 
krafttreten des Gesetzes beginnenden Zeitraum zu 
entrichten sind, aber erst nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes fällig werden. Die vom Ausschuß be- 
schlossenen Änderungen des § 3 Abs. 2 und des § 6 
(jetzt § 7) des Entwurfs sowie die Einfügung des 
§ 6 über die ausdrückliche Aufhebung des bisher 
geltenden Gebührengesetzes sind lediglich redak- 
tioneller Natur und entsprechen einer vom Bun- 
desrat gegebenen Anregung. 

Außerdem hat der Ausschuß beschlossen, als 
Termin für das Inkrafttreten des Gesetzes den 
1. April 1955 vorzuschlagen, um den beteiligten 
Kreisen ausreichend Zeit zu geben, sich auf den 
neuen Gebührentarif einzustellen. Im übrigen ist 
der Entwurf in der von der Bundesregierung vor- 
geschlagenen Fassung einstimmig vom Ausschuß 
gebilligt worden. 

Bonn, den 16. Dezember 1954 

Dr. Bücher 

Berichterstatter 


B, Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 546 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage zuzustimmen. 

Bonn, den 16. Dezember 1954 

Der Ausschuß für gewerblichen Rechtsschutz 
und Urheberrecht 

Wagner (Ludwigshafen) Dr. Bücher 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die patentamtlichen Gebühren 

- Drucksadie 546 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für gewerblichen Rechtsschutz und 

Urheberrecht 

(17. Ausschuß) 


Entwurf 


Artikel 3 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 3 

(1) Gebühren, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes fällig geworden sind, sind 
nach den bisherigen V orschriften zu entrichten. 

(2) Die Vorschrift des § 24 Abs. 1 des 
Ersten Überleitungsgesetzes vom 8, Juli 1949 
(WiGBl. S. 175) ist mit der Maßgabe anzu- 
wenden, daß für die nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes fällig werdenden Patentjahres- 
gebühren an die Stelle der Gebührensätze 
des Gesetzes über die patentamtlichen Ge- 
bühren vom 5. Mai 1936 (Reichsgesetzbl. II 
S. 142) die Gebührensätze dieses Gesetzes 
treten. 


§ 4 

Für Patentjahresgebühren, die nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig werden 
und vor dem 1. Januar 1954 gemäß § 11 
Abs. 9 des Patentgesetzes vorausgezahlt wor- 
den sind, gelten die bisherigen Gebührensätze. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


Artikel 3 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§3 

(1) unverändert 


(2) Die Vorschrift des § 24 Abs. 1 des 
Ersten Gesetzes zur Änderung und Überlei- 
tung von Vorschriften auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes vom 8. Juli 1949 
(WiGBl. S. 175) ist mit der Maßgabe anzu- 
wenden, daß für die nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes fällig werdenden Patentjah- 
resgebühren an die Stelle der Gebührensätze 
des Gesetzes über die patentamtlichen Ge- 
bühren vom 5. Mai 1936 (Reichsgesetzbl. II 
S. 142) die Gebührensätze dieses Gesetzes 
treten. 

§4 

(1) Für Patentjahresgebühren, die nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig wer- 
den und vor dem 1. Januar 1954 gemäß § 11 
Abs. 9 des Patentgesetzes vorausgezahlt wor- 
den sind, gelten die bisherigen Gebührensätze. 

(2) Die bisherigen Gebührensätze gelten 
audi für Patentjahresgebühren, die nach dem 
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Entwurf 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


S 6 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ist 
§13 des Fünften Überleitungsgesetzes vom 
18. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 615) auf 
die patentamtlichen Gebühren, die von diesem 
Zeitpunkt an fällig werden, mit Ausnahme 
der Gebühr für die Erhebung des Einspruchs 
nicht mehr anzuwenden. 


§ 8 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1955 in 
Kraft. 


Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig werden 
und für Patentjahre zu entriditen sind, die 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zu lau- 
fen begonnen haben. 

§5a 

Das Gesetz über die patentamtlidien Ge- 
bühren vom 5. Mai 1936 (Reidisgesetzbl. II 
S. 142) wird aufgehoben. 

§6 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ist 
§ 13 des Fünften Gesetzes zur Änderung und 
Überleitung von Vorschriften auf dem Ge- 
biet des gewerblichen Rechtsschutzes vom 
18. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 615) auf 
die patentamtlichen Gebühren, die von die- 
sem Zeitpunkt an fällig werden, mit Aus- 
nahme der Gebühr für die Erhebung des Ein- 
spruchs nldit mehr anzuwenden. 

§ 8 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1955 in 
Kraft. 
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